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Sachgebiet 63 

Der Bundesminister Bonn, den 17. Mai 1971 

für Wirtschaft und Finanzen 

F II A/2 - H 1200 - 39/71 

An den Herrn 

Präsidenten des Deutschen Bundestages 
Betr.: Haushaltsführung 1971 

Bezug: Kleine Anfrage der Abgeordneten Dr. Pohle r Leicht, 

Dr. Althammer und der Fraktion der CDU/CSU 
-Drucksache VI/2137- 

Namens der Bundesregierung beantworte ich die obenbezeich- 
nete Kleine Anfrage wie folgt: 


I. 

Die Bundesregierung wird ihre Bemühungen um eine konjunk- 
turgerechte Haushaltsführung 1971 verstärkt fortsetzen. Sie 
wird dabei anknüpfen an den konjunkturgerechten Vollzug des 
Haushalts 1970 und an die zurückhaltende Haushaltsführung 
1971 nach dem Haushaltsführungs-Rundschreiben vom 5. März 
1971 sowie an die verschärften Beschränkungen der Haushalts- 
führung 1971 gemäß den Beschlüssen der Bundesregierung vom 
9. Mai 1971 und dem entsprechenden Haushaltsführungs-Rund- 
schreiben vom 10. Mai 1971. 

Es ist schon wiederholt davor gewarnt worden, aus der kassen- 
mäßigen Entwicklung eines öffentlichen Haushalts für einen Teil 
des Haushaltsjahres übertriebene konjunkturpolitische Rück- 
schlüsse zu ziehen. Sicherlich ist der überproportionale Aus- 
gabenanstieg bedauerlich. Jedoch haben zum Ergebnis des 
1. Quartals 1971 im wesentlichen Ausgaben beigetragen, deren 
jahreszeitlicher Rhythmus relativ starken Schwankungen unter- 
worfen ist. So hat z. B. die milde Witterung dazu geführt, daß in 
diesem Zeitraum ein stärkerer kassenmäßiger Abfluß von Stra- 
ßenbau- und Hochbaumitteln auf Grund früherer Verpflichtun- 
gen erforderlich wurde. Auch der Anstieg bei den militärischen 
Beschaffungen, die zum großen Teil im Ausland vorgenommen 
werden, ist weitgehend auf zurückliegende Aufträge zurückzu- 
führen. Bei einer konjunkturellen Würdigung muß also berück- 
sichtigt werden, daß es sich bei einem Teil der Kassenausgaben 
lediglich um die Abdeckung von Zahlungen handelt, die zwar 
eine Liquiditätswirkung, aber kaum eine volkswirtschaftliche 
Anstoßwirkung haben dürften, da die Auftragsvergabe ent- 
sprechend zurückliegt. Ferner waren im Rahmen des Devisen- 
ausgleichs Ausgaben zu leisten, denen im Vergleichszeitraum 
des Vorjahres keine entsprechenden Zahlungen gegenüber- 
stehen. 

Die Behauptung in der Kleinen Anfrage, der Bundesminister der 
Finanzen habe im 1. Quartal 1971 eine angesichts der Kon- 
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junktur- und Preisentwicklung „geradezu erschreckende, in ihrer 
absoluten Höhe in der Nachkriegsgeschichte wohl einmalige 
Ausgabensteigerung von über 18,1 v. H. gegenüber dem entspre- 
chenden Vorjahreszeitraum zugelassen", wird zurückgewiesen. 
Durch die vorläufige Haushaltsführung und die Beschränkungen 
im Rundschreiben für die Haushalts- und Wirtschaftsführung 
1971 vom 5. März 1971 ist rechtzeitig eine restriktive Ausgaben- 
politik eingeleitet worden, um der Preisentwicklung entgegen- 
zutreten. Wenn diese Maßnahmen noch nicht im Ergebnis des 
1. Quartals 1971 ihren Niederschlag finden konnten, so ist dies 
auf die genannten Einflüsse zurückzuführen. Das neue Rund- 
schreiben vom 10. Mai 1971 wird die restriktive Haushaltsfüh- 
rung verschärfen. Auch hat der Ausgabenanstieg im 1. Quartal 
1971 in der Nachkriegsgeschichte keineswegs eine „einmalige" 
Höhe erreicht. In dem ausgesprochenen Hochkonjunktur] ahr 
1955 erreichte die Ausgabensteigerung des Bundes im 1. Viertel- 
jahr sogar 44,2 v. H., 1959 - ebenfalls in einem Jahr konjunk- 
tureller Überhitzung - betrug sie 23,1 v. H. Auch in anderen 
Jahren lag die Ausgabensteigerung des 1. Vierteljahres relativ 
hoch, z.B. 1957 +20,2 v. H., 1952 +22,0 v. H. 

II. 

Zu den Fragen nach den Auswirkungen der Verfügungs- 
beschränkungen in Nummern 4 und 5 des Rundschreibens zur 
Haushaltsführung 1971 vom 5. März 1971 wird wie folgt Stel- 
lung genommen: 

1. Welche Beträge (insgesamt und aufgeteilt nach den Einzel- 
plänen) wurden von der Verfügungsbeschränkung nach Num- 
mern 4 und 5 des BMF-Rundschreibens vom 5. März 1971 

a) bei den Ausgaben, 

b) bei den Verpflichtungsermächtigungen 
erfaßt? 

a) Durch die Verfügungsbeschränkung vom 5. März 1971 sind 
bei den Ausgaben insgesamt 7458,4 Mio DM erfaßt. Dieser 
Betrag ergibt sich lediglich rechnerisch. Er hat keinen Aus- 
sagewert hinsichtlich der zu erwartenden Minderausgaben 
bei den Ausgaben der Hauptgruppen 5 bis 8, weil die Höhe 
der rechtlichen und internationalen Verpflichtungen noch 
nicht festgestellt werden konnte. Die obersten Bundesbehör- 
den sind durch den Beschluß der Bundesregierung vom 
9. Mai 1971 beauftragt worden, bis zum 1. Juni 1971 Erhe- 
bungen über die Höhe der rechtlichen und internationalen 
Verpflichtungen bei den von der Verfügungsbeschränkung 
erfaßten Ausgaben anzustellen und das Ergebnis dem Bun- 
desminister der Finanzen mitzuteilen. 

Die Aufteilung der von der Verfügungsbeschränkung erfaß- 
ten Ausgaben auf die Einzelpläne ergibt sich aus der Anlage 
(Spalte 2). 

b) Bei den Verpflichtungsermächtigungen sind durch die Ver- 
fügungsbeschränkung vom 5. März 1971 Beträge von insge- 
samt 5568,9 Mio DM erfaßt. Die Aufteilung dieser Beträge 
auf die Einzelpläne ergibt sich ebenfalls aus der Anlage 
(Spalte 3). Eine zusätzliche Beschränkung der Verpflichtungs- 
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ermächtigung wird durch die Beschlüsse der Bundesregierung 
vom 9. Mai 1971 in Höhen von 2 bis 3 Mrd DM angestrebt. 

2. Welche Beträge davon (insgesamt und aufgeteilt nach den 
Einzelplänen) sind zwischenzeitlich von der Beschränkung 

a) bei den Ausgaben, 

b) bei den Verpflichtungsermächtigungen 
ausgenommen worden? 

a) Bei den Ausgaben sind bis zum 30. April 1971 insgesamt 
rund 1800 Mio DM von der Verfügungsbeschränkung aus- 
genommen worden. Die Freigabe war im wesentlichen in fol- 
genden Bereichen erforderlich: 

Epl. 12 (Verkehr) 

Straßenbau (zur Erfüllung bereits 

eingegangener Verpflichtungen) 960 Mio DM 

Epl. 14 (Verteidigung) 

für militärische Beschaffungen 

(im wesentlichen Auslandsaufträge) 500 Mio DM 

Epl. 31 (Bildung und Wissenschaft) 

Sicherstellung des Hochschulbauprogramms 

der Länder (Gemeinschaftsaufgabe nach 

Artikel 91 a GG) 200 Mio DM. 

b) Bei den Verpflichtungsermächtigungen sind von der Ver- 
fügungsbeschränkung bis zum 30. April 1971 rund 50 Mio DM 
ausgenommen worden. Davon entfallen auf: 

Epl. 25 (Wohnungsbau) 35 Mio DM 

Epl. 31 (Bildung und Wissenschaft) 18 Mio DM. 

3. Auf welche Beträge (insgesamt und aufgeteilt nach den Einzel- 
plänen) belaufen sich 

a) die Haushaltsüberschreitungen, denen bisher grundsätzlich 
oder formell nach Artikel 112 des Grundgesetzes zugestimmt 
worden ist, 

b) die nach der Ausnahmevorschrift des § 38 Abs. 1 Satz 2 der 
Bundeshaushaltsordnung über die Vermerke im Bundeshaus- 
haltsplan 1971 hinaus erteilten Verpflichtungsermächtigungen 
zu Maßnahmen, die den Bund zur Leistung von Ausgaben in 
künftigen Haushaltsjahren verpflichten können? 

a) Einwilligungen zu über- und außerplanmäßigen Ausgaben 
sind bis zum 30. April 1971 in Höhe von 97,3 Mio DM erteilt 
worden. Die Aufteilung dieses Betrages auf die Einzelpläne 
ergibt sich aus der Anlage (Spalte 4). Ein Sachzusammen- 
hang mit den Verfügungsbeschränkungen bei den Ausgaben 
ist nicht gegeben. 

b) über- und außerplanmäßigen Verpflichtungen ist bis zum 
30. April 1971 in Höhe von 549 Mio DM zugestimmt worden. 
Davon entfallen auf den Devisenausgleich mit Großbritan- 
nien 440 Mio DM. Die Aufteilung auf die Einzelpläne ergibt 
sich aus der Anlage (Spalte 5). 

4. Auf welche Beträge (insgesamt und aufgeteilt nach den Einzel- 
plänen) belaufen sich hiernach die aus der Haushaltsführung 
1971 sich ergebenden Nettobeschränkungen 

a) bei den Ausgaben, 

b) bei den Verpflichtungsermächtigungen 

gegenüber den Ansätzen des Bundeshaushaltsplanes 1971? 

a) Angaben zur Höhe der „Nettobeschränkung" der Ausgaben 
können im gegenwärtigen Zeitpunkt nicht gemacht werden, 
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weil das Ergebnis der Erhebungen über die rechtlichen und 
internationalen Verpflichtungen erst nach dem 1. Juni 1971 
vorliegen wird. 

b) Die „Nettobeschränkung“ bei den Verpflichtungsermächti- 
gungen beträgt nach dem Stand vom 30. April 1971 5568,9 
Mio DM (vgl. Anlage). Die zusätzliche „Nettobeschränkung“ 
der Verpflichtungsermächtigungen (s. o. zu Frage 1. b) kann 
ebenfalls erst nach dem 1. Juni 1971 angegeben werden. 

Die über- und außerplanmäßigen Verpflichtungsermächti- 
gungen sind außer Betracht gelassen, weil für die Einwilli- 
gung die Voraussetzungen des § 37 Abs. 1 Satz 2 BHO ge- 
geben waren und sie in keinem Sachzusammenhang mit den 
Verfügungsbeschränkungen stehen. 

Schiller 


Anlage 


Verfügungsbeschränkungen sowie über- und außerplanmäßige 
Bewilligungen im Rahmen der Haushaltsführung 1971 

- Stand: 30. April 1971 - 


Einzelplan 


Von den Verfügungsbeschrän- 
kungen nach Nummern 4 und 5 
Haushaltsführungserlaß 1971 
sind erfaßt 


über- und außerplanmäßige 
Bewilligungen 
ab 100 000 DM 



Ausgaben 

Verpflichtungs- 

ermächtigungen 

Ausgaben 

Verpflichtungs- 

ermächtigungen 

1 

2 

3 

— in Mio DM - 

4 

5 

01 Bundespräsidialamt 

0,8 

— 

0,4 

— 

02 Bundestag 

13,5 

0,3 

- 

0,1 

03 Bundesrat 

0,4 

- 

- 

— 

04 Bundeskanzleramt 

62,2 

20,5 ! 

— 

— 

05 Auswärtiges Amt 

179,8 

77,3 

3,9 

0,6 

06 Inneres 

| 253,9 

58,1 

2,2 

0,1 

07 Justiz 

12,4 

0,2 


0,1 

08 Finanzen 

122,6 

35,4 

1,4 


09 Wirtschaft 

335,0 

257,1 

0,4 

— 

10 Ernährung 

497,4 

186,3 

0,2 

7,1 

11 Arbeit 

48,3 

31,1 

0,2 

2,8 

12 Verkehr 

1387,3 

704,4 

13,3 

7,7 

14 Verteidigung 

15 Jugend, Familie und 

2560,8 

2346,5 

0,2 


Gesundheit 

81,8 

18,3 

16,4 

— 

19 Bundesverfassungsgericht 

0,3 

- 

- 

— 

20 Bundesrechnungshof 

23 Wirtschaftliche Zusammen- 

2,8 

— 

— 

— 

arbeit 

500,0 

580,8 

- 

— 

25 Wohnungsbau 

89,0 

602,4 

0,1 

— 

27 Innerdeutsche Beziehungen 

66,3 

3,0 

29,0 

— 

31 Bildung und Wissenschaft 

924,7 

585,3 

18,1 

87,0 

32 Bundesschuld 

0,7 

— 

— 

_ 

33 Versorgung 

- 

- 

- 

- 

35 Verteidigungslasten 

109,1 

12,0 

- 

- 

36 Zivile Verteidigung 

60 Allgemeine Finanz- 

88,6 

49,9 

0,5 

3,5 

verwaltung 

120,7 

7458,4 

5568,9 

11,0 

97,3 

440.0 

549.0 
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